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1. EINLEITUNG 
Im Sommer 1984 flog eine Delegation von Mitarbeitern der Gulf Coast 
Waste Disposal Authority des Bundesstaates Texas zusammen mit einer 
Reihe von Bewohnern des Landkreises Galveston Bay von Houston in 
Texas nach Denver zum Keystone Zentrum für Konfliktanalyse. Dies war 
der letzte verzweifelte Versuch der Behörde, nach 15 Jahren Kampf mit 
lokalen Bürgerinitiativen eine Sondermüllanlage für petrochemische Ab-
falle im Landkreis Galveston Bay zu errichten. Zwei Antrage der Behörde 
für eine Genehmigung der Anlage waren durch Einsprüche und Gerichts-
urteile bereits gescheitert und so versuchten die Behördenvertreter es mit 
einem neuen Konzept: Verhandlungen mit den Einwendern. Dafilr hatte 
man das prestigeträchtige Keystone Zentrum gewonnen, das für seine 
Schlichtungs bemühungen in den ganzen USA hohes Ansehen geniesst. 
Doch so sehr man sich auch bemühte, so sehr man die Gaste mit Luxus-
suiten und anderen Annehmlichkeiten verwöhnte, die Bürger von Galve-
ston blieben hart. Sie wollten keine Sondermüllanlage in Galveston. Der 
Konflikt zog sich noch über fünf weitere Jahre hin. Im Herbst 1989 gab 
die Behörde entnervt nach. Sie verzichtete auf den Bau der Anlage. Damit 
noch nicht genug: Bei der Gemeindewahl im Jahre 1989 wurden drei 
Mitglieder der Bürgerinitiative in den Vorstand der Behörde gewählt. Die 
Sondermüllanlage war damit endgültig gescheitert. Wie viel der Versuch, 
die Anlage in Galveston zu errichten, letztendlich gekostet hat, ist nie er-
mittelt worden. Die Schätzungen gehen über die 10 Millionen Dollar 
Marke hinausl. 
Was sich in Galveston abgespielt hat, ist typisch für die Genehmigung 
und Errichtung von technischen Anlagen mit hohem Risikopotential in 
nahezu allen Industriegesellschaften des Westens (und zunehmend auch in 
den Undem des ehemaligen Ostblocks und in Entwicklungsländern). 
1 Heiman 199Oa, S. 979 f. 
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Bürger wehren sich meist erfolgreich gegen die Errichtung von Anlagen 
in ihrer Nachbarschaft2 • Diese Haltung, die im amerikanischen 
Sprachraum gern als NIMBY (not in my back yard) oder im deutschen 
Sprachraum als St. Florians Mentalität bezeichnet wird, hat sich seit den 
70er Jahren weltweit ausgebreitet3 • Nach einer Umfrage des Umweltaus-
schusses für Abfallbeseitigung von New York wurden von 1980 bis 1987 
nur sechs von insgesamt 81 Anträgen zum Bau einer Entsorgungsanlage 
in den USA genehmigt und eine entsprechende Anlage gebaut4 • Von die-
sen sechs erfolgreichen Anträgen betrafen vier reine Übergangs- oder 
Transportlager; die restlichen zwei fielen auf eine Deponie in Missouri 
und eine Verbrennungsanlage in lllinoiss . In Europa sieht die Lage nicht 
viel besser aus: Müllverbrennungsanlagen stossen überall auf erbitterten 
Widerstand und können nur in wenigen Einzeltällen politisch durchgesetzt 
werden6 • 
Warum sind gerade Entsorgungsanlagen so in den Strom der öffentli-
chen Kritik und Akzeptanzverweigerung geraten? Was verbirgt sich hin-
ter der Ablehnung von technischen Anlagen zur Abfallbehandlung und -
beseitigung? Ist es Unwissenheit oder Mangel an Gemeinwohldenken? 
Beide Antworten finden sich häufig in der Literatur zu diesem Thema7 • 
Der Begriff der St. Florians Mentalität impliziert, dass der Anwohner die 
Anlage im Prinzip bejaht, aber er diese nicht in seiner unmittelbaren 
Nachbarschaft dulden möchte. Doch zunehmend wird bei der empirischen 
Erforschung solcher Konflikte deutlich, dass die beiden Antworten, näm-
lich Unwissenheit bez. St. Florians Prinzip zu kurz greifen. Zum einen 
sind Proteste um so heftiger, je (formal) gebildeter die betroffene Bevöl-
kerung ist. Zudem geht die Ablehnung einer ortsnahen Anlage mit der 
Skepsis gegenüber der Notwendigkeit einher, solche Anlage überhaupt 
oder zumindest in dem geplanten Ausmass zu errichten8 • Wenn also nicht 
Ignoranz oder Eigennutz die wesentlichen Motive der Ablehnung sind, 
was ist es dann? Die Literatur zu diesem Thema bietet eine Reihe von 
zumindest partiellen Erklärungsansätzen: 
2 Wiedemann u.a. 1994, S. 215 
3 Frey et al. 1994; Wiedemann u.a. 1991; Rosa 1988; Kraft und Kraut 1988· Crawford 
1987; O'Hare 1977. ' 
4 New York State Legislative Committee 1987. 
S Heiman 199Ob, S. 360. 
6 Fietkau und Weidner 1994, S. lOS; Holmage1 1990, S. 23. 
7 vgl. DettIing 1974; Schwarz 1991, S. 7-3lf; Heilmann 1985. 
8 Heiman 199Ob, S. 360. 
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Entsorgungsanlagen werden in der Bevölkerung als wenig attraktiv 
angesehen. Sie werden mit geringen ökonomischen Vorteilen asso-
ziiert, dagegen oft mit nennenswerten Risiken fllr Gesundheit und 
Umgebung verbunden9 . 
Bei grosstechnischen Vorhaben, wie Verbrennungsanlagen oder 
Deponien, sind Risiken und Nutzen nicht gleich verteilt. In der Re-
gel flillt der Nutzen bei einer Menge meist anonymer Konsumenten 
oder Produzenten an, wahrend überwiegend die Standortbevölke-
rung das Risiko trägt. Dies filhrt zu perzipierten Verletzungen des 
Fairness-Prinzips10. Warum soll eine Gemeinde die Risiken des 
Konsums anderer Gemeinden tragen? Die Toleranz filr technische 
Einrichtungen ist um so geringer, je weniger Konsens über die 
Notwendigkeit und Gemeinnützigkeit der Anlage besteht. Unglei-
che Risiko-Nutzen-Verteilung kann nur bei allseits geschätzten Ein-
richtungen (wie etwa Rehabilitationszentren oder Krankenhauser) 
mit entsprechender moralischer Überzeugungsarbeit überbrückt 
werden11 ; ist dagegen der eindeutige Rückgriff auf altruistische 
Motive nicht möglich, erfolgt in der Regel die Ablehnung. 
Die Risiken von Entsorgungsanlagen sind nicht nur ungleich stark 
verteilt, sondern bedrohen auch wegen ihres umfassenden Geflthr-
dungspotentials die sozialen Schichten, die ansonsten in der Gesell-
schaft privilegiert sind. Ulrich Beck hat bei der Analyse der Vertei-
lungswirkungen vor allem auf diesen neuen Egalisierungsgrad der 
Risiken hingewiesen. Umweltrisiken bedrohen selbst die Reichen 
und Mächtigen; allerdings können bestimmte Gruppen aus dieser 
Situation Vorteile ziehen (etwa die Umweltschutzindustrie) oder 
sich starker als andere gegen mögliche Gefahren schützen12 . 
Die wahrgenommenen Risiken fllr Gesundheit und Umgebung sind 
nicht die einzigen Probleme, die mit Abfallanlagen gedanklich as-
soziiert werden. Ausser Larm und VerkehrsbeläStigungen befilrchtet 
die Bevölkerung vor allem eine Verringerung der Lebensqualitat in-
9 Mitchell1980; Hadden 1991. 
10 Rayner und Cantor 1987; Consensus 1990. 
11 Jencb 1990, S. 54 f. 
12 Beck 1986, S. 59f f. 
• 
• 
194 
nerhalb der Gemeinde, sinkende Grundstockskosten, soziale Verän-
derungen sowie den 'Imageverlust' , der mit der Transformation von 
einer ländlichen Gemeinde zu einem Industriestandort verbunden 
istl3. Diese Befilrchtungen sind oftmals wohlbegrondet. So zeigten 
McClelland u.a. 14 , dass die Errichtung von Abfallanlagen die 
durchschnittlichen Grundstockspreise in den betroffenen Gemein-
den negativ beeinflusste. 
Neben die tangiblen Befilrchtungen über die negativen Auswirkun-
gen einer Entsorgungsanlage auf Umwelt, Gesundheit und Ökono-
mie treten symbolische Assoziationen oder Signale. Abfallbehand-
lung suggeriert negative Bilder von schmutzigen Industrielandschaf-
ten, sorglosen Umgang mit natürlichen Ressourcen und Konsum im 
Überfluss. GleichgQltig ob diese Signale berechtigt sind oder nicht, 
sie haben Mufig handlungsleitenden Charakter und erleichtern die 
Zuordnung von Objekten zu festgefilgten Weltbildern1s Personen, 
die Industrie und Marktsystem kritisch gegenüberstehen, sehen in 
Anlagen zur Beseitigung industrieller oder konsumbezogener Ab-
rule Mufig den Prototypen der von ihnen abgelehnten Wachstums-
ökonomie. Für sie ist der Kampf gegen Müllverbrennungsanlagen 
ein Kampf gegen die ihrer Ansicht nach naturzerstörenden Kräfte 
im Kapitalismus. 
Die Notwendigkeit der Errichtung von Entsorgungsanlagen ist auch 
unter Fachleuten umstritten - zumindest in dem Ausmass, wie es 
viele Antragsteller wonschenl6 . Kritiker der bestehenden Abfall-
wirtschaft weisen darauf hin, dass die Möglichkeiten der Abfallre-
duzierung sowie der Rezyklierung von gefllhrlichen Stoffen nicht 
weit genug ausgeschöpft worden sind17 . In der öffentlichen Ausein-
andersetzung um Entsorgungsanlagen lässt sich daher eine ableh-
nende Haltung immer mit Rekurs auf diesen Disput unter Experten 
begründen. 
13 Rayner 1993, S. 227; Renn cl al. 1991, S. 214; Zeiss 1989. 
14 McCIeUand u.a., 1990. 
lS Jungermann und SIovic 1993, S. l00f[' Buss und Craik 1983 
16 Wiedemann und C1aus 1994, S. 10. ' . 
17 Nader U.a. 1981; Piasecld 1984. 
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• Der Protest gegen Entsorgungsanlagen nahrt sich auch aus der Er-
fahrung der Bedrohung der eigenen Lebensweltl8 . Immer mehr 
Bürger sehen sich in ihrem Alltagshandeln durch professionelle Ex-
pertenurteile und institutionelle Eingriffe eingeengt. Was sich in 
ihrer Gemeinde abspielt, entzieht sich mehr und mehr ihrer Kon-
trolle und ihrer Einflussnahme. Als Gegenreaktion versuchen sie, al-
les, was ihnen von aussen aufgezwungen erscheint, abzuwehren und 
ihre eigene kollektive Identität zu wahren19 . 
• Schliesslich ist der Protest gegen eine Entsorgungsanlage häufig 
auch ein Protest gegen die Art. wie der Beschluss zur Errichtung der 
Anlage zustande gekommen ist2O • Der Prozess der Entscheidungs-
findung ist mindestens ebenso bedeutend wie die Entscheidung 
selbst. Mit zunehmendem Bildungsstand und ökonomischem Wohl-
stand wächst der Wunsch nach Teilhabe an der Entscheidungsfm-
dung, vor allem dann, wenn die persönliche Lebenswelt betroffen 
ist. 
Die Ablehnung gegen Entsorgungsanlagen ist ein vielschichtiges Phä-
nomen. Es ist weder durch die Hypothese des St. Florians-Prinzips, noch 
durch Ignoranz oder mangelnde Kenntnis der wahren Risikoausmasse be-
stimmt. Dementsprechend laufen auch alle Vorschläge, die auftretenden 
Konflikte durch bessere Erziehung, Aufklärung oder Informationskam-
pagnen zu bewältigen, ins Leere21 • Viele der Befürchtungen von Bürgern 
sind gar nicht auf der Dimension von Risiko und Nutzen abzubilden; sie 
beruhen vielmehr auf Aspekten der kommunalen Lebensqualität und der 
Wahrung der sozialen Identität22 • Gleichzeitig fordern Bürger, an den 
Planungen ihrer eigenen Umwelt aktiv beteiligt zu werden. Schliesslich 
verbergen sich hinter Ablehnung und Zustimmung auch symbolische Zu-
ordnungsmuster , die nur mittelbar mit den instrumentellen Vor- und 
Nachteilen einer Anlage verbunden sind und sich erst durch die soziale 
Konstruktion der Zuordnung zu Weltbildern dem Beobachter erschlies-
sen23 • 
18 Renn 1987, S. 81 ff. 
19 Rosa et al. 1993. 
20 Zillessen 1993; Kasperson 1986. 
21 vgl. Fritzsche 1991, S. 40 ff. 
22 Otway und von Wmterfeldt 1982. 
23 Kemp 1993, S. 118ff. 
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In diesem Beitrag stellen wir ein Verfahren vor, das wir als kooperati-
ven Diskurs bezeichnet haben. Der kooperative Diskurs zeichnet sich da-
durch aus, dass er eine gemeinsame Beschlussfassung der an Entsor-
gungsfragen beteiligten und davon betroffenen Gruppen vorsieht und nach 
den Regeln diskursiver Dialogführung strukturiert. Nach der theoreti-
schen Vorstellung unseres Diskursmodell berichten wir über eine Anwen-
dung des Verfahrens bei der Standortfestlegung für eine Deponie im Kan-
ton Aargau. 
2. N01WENDIGKEIT ZUM OFFENEN ZWEISEmGEN 
RISIKODIALOG 
Das Dilemma im Bereich der Entsorgungspolitik besteht darin, dass zur 
politischen Bewertung von Abfallstrategien Sachkenntnis Ober die zu er-
wartenden Folgen und Risiken verschiedener Lösungsmöglichkeiten vor-
liegen muss, aber Sachkenntnis alleine nicht ausreicht, um eine demokra-
tisch und ethisch legitimierbare Lösung zu finden. Die Entscheidung den 
Experten zu Oberlassen, verletzt die normative Grundlage demokratischer 
lrdnungen~ die Entscheidung dem Markt der politischen Krafte anheim-
zugeben, fUhrt in der Regel zur Verkennung physikalisch, chemisch und 
biologisch gegebener Gesetzmllssigkeiten und verfahrenstechnischer Er-
fordernisse, letztlich damit zu hohen Folgekosten durch inkonsistente 
Entscheidungen bzw. ineffIZiente Lösungen. Gefragt ist also eine Strate-
gie, die kompetente Problemlösung und faire Beschlussfassung miteinan-
der verbindet24 • 
Eine solche Strategie setzt zweierlei voraus: eine Risikoabwägung und -
legitimation durch Verfahren und einen offenen Dialog mit der Bevölke-
rung. Im ersteren Fall geht es um einen transparenten und nachvollzieh-
baren Prozess der Entscheidungsfindung, in dem alle Interessen und 
Werte berücksichtigt werdenlS ; im zweiten Falle um eine angemessene 
Beteiligung der Menschen, die direkt oder indirekt von den Konsequenzen 
dieser Entscheidung betroffen sind26 • Ein offener Dialog muss allerdings 
nach beiden Seiten hin offen sein, d.h. er darf sich nicht auf die Ein-
bahnstrasse der Information der Betroffenen beschränken, sondern auch 
~ Web1er in press; Wiedemann et 81. 1994, S. 218 ff. 
Knoepfel 1994, S. 74 ff. 
26 ebenda S. 78ff und Seiler 1991, S. 17f. 
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Mitwirkungsrechte der Betroffenen an der Entscheidungsfindung ein-
schliessen. Ohne eine solche Rückkopplung wird jeder Dialog letztendlich 
im Sande der Frustration verlaufen. Mitwirkung ist also eine notwendige 
Bedingung für einen erfolgreichen Dialog27 . Dabei muss zum einen si-
chergestellt sein, dass eine adäquate Repräsentation der Betroffenen zu-
stande kommt (unter der realistischen Bedingung, dass nicht alle potentiell 
Betroffenen partizipieren kÖMen), zum anderen ist es notwendig darauf 
zu achten, dass die Beteiligung der Betroffenen die Wirksamkeit des 
Sachwissens als unabdingbares Element der Entscheidungsfindung nicht 
einschränkt oder sogar ausschaltet. Gefragt sind also Fairness und Kom-
petenz28 . 
Der Begriff der Fairness ist eng an das Konzept der Beteiligung der be-
troffenen Bürger an Entscheidungen angebunden. Doch wer repräsentiert 
die Betroffenen? Selbsternannte Volksvertreter oder Interessengruppen 
kÖMen sicherlich für einen Teil der betroffenen Bürger sprechen, aber 
beileibe nicht für alle. Ein Beteiligungsverfahren nach dem Freiwillig-
keitsprinzip (Jeder ist eingeladen) führt in der Praxis häufig zu Verzer-
rungen der wahren Bürgermeinungen, weil nur die Aktivisten solchen 
Einladungen folgen29 • Bei Verfahren, bei denen Interessengruppen zu 
einer Verhandlung eingeladen werden, sind meist nicht organisierte Bür-
ger ausgeschlossen. Ein faires Beteiligungsverfahren sollte dagegen jedem 
potentiell Betroffenen das gleiche Recht einräumen, an der Beschlussfas-
sung teilzunehmen. 
Die faire Repräsentanz der Betroffenen kaM entweder durch politische 
Legitimation (etwa Wahlen), durch von den Betroffenen explizit legiti-
mierte Gruppen (etwa Gewerkschaften oder Umweltgruppen) oder durch 
formale Verfahren der Chancengleichheit (etwa Auswahl nach dem Zu-
fallsverfahren) erzielt werden. In der Regel ist aber schon die Identifizie-
rung der betroffenen Bevölkerung schwierig. Viele Abfallbehandlungsan-
lagen haben ein breites Nutzenspektrum, aber ein eher lokales Risi-
kospektrum. Wer ist unter diesen Umständen legitimiert, an der Be-
schluss fassung teilzunehmen? In der Praxis hat es sich häufig bewährt, 
lokale Interessen durch explizit legitimierte oder durch repräsentativ be-
setzte Gruppierungen in den Dialog einzubeziehen, während grössere re-
27 Haller 1990, S. 254. 
28 Webler, in press 
29 Reagan und Fedor-Thormon 1987; Cupps 1977. 
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gionale oder sogar nationale Interessen durch entsprechenden Institutionen 
bzw. Interessengruppen am besten zu vertreten sind30 • 
Gleichzeitig bedeutet eine faire Repräsentation aller Parteien noch 
lange nicht, dass auch die notwendige Sachkompetenz vorhanden ist, d.h. 
dass das Wissen um die Konsequenzen von unterschiedlichen Handlungs-
optionen auch wirklich adäquat berücksichtigt wird31 • Der Begriff der 
Kompetenz wird im Alltag häufig mit Sachwissen in Anlehnung an die 
Zweck-Mittel-Rationalität gleichgesetzt. Dabei wird Kompetenz danach 
beurteilt, ob die vorhergesagten Konsequenzen der ausgewählten Optio-
nen sich auch wirklich in der Realität einstellen. Diese Auslegung ist aber 
wenig hilfreich, da der ex post Zustand noch nicht eingetreten ist, also die 
Beurteilungsgrundlage fehlt. Gleichzeitig ist die Operationalisierung von 
Kompetenz als strategisches Wissen für unsere Zwecke zu eng und führt 
vor allem bei Entscheidungen unter Risiko zu Widersprüchen oder zu-
mindest zu Mehrdeutigkeiten. Aus diesem Grunde ist es notwendig, 
Kompetenz an der Leistung des Verfahrens zu messen, die im Dialog ge-
machten Aussagen nach dem Stand des jeweiligen Wissens intersubjektiv 
nachvollziehbar beurteilen und selektieren zu können. Der Grad der 
Kompetenz ist also davon abhängig, inwieweit das jeweilige Konfliktlö-
sungsverfahren Möglichkeiten zur Überprüfung von Aussagen bereitstellt 
und inwieweit bei der Beurteilung dieser Aussagen intersubjektiv gültige 
Regeln der Überprüfung zur Anwendung kommen32 • 
Es ist wichtig darauf hinzuweisen, dass eine solche Selektion selbst im 
Idealfall keine eindeutige Lösung des Konfliktes verspricht. Auch wenn 
alle Sachaussagen geklärt sind, die Wahrhaftigkeit von Aussagen über-
prüft ist und die Angemessenheit von Normen sichergestellt ist, kann es 
immer noch zu unüberbrückbaren Gegensätzen zwischen den Dislrursteil-
nehmern kommen. Konsens ist nicht die einzige Möglichkeit der Ver-
ständigung. Unterschiedliche Strategien in der Behandlung von unsicheren 
Folgen, unterschiedliche Erfahrungen mit Institutionen in Bezug auf Ver-
trauenswürdigkeit und unterschiedliche Systeme von Werten und Präfe-
renzen können im Einzelfall sogar Konflikte verstärken und Kompromisse 
erschweren. Ein Dialog ist kein Garant, nicht einmal eine notwendige Be-
dingung für eine KonfliktIösung. Oft können Missverständnisse, Doppel-
deutigkeiten und strategische Vorgehensweisen Kompromisslösungen eher 
30 Carpentcr und Kenncdy 1991, S. 102 ff. 
31 Moore 1986, S. 100 
32 Weblcr, in press; lIabernw 1989, S. S71 ff. 
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fördern als die schonungslose Offenlegung von Interessen und Präferen-
zen33 • Allerdings bietet nach unserer Überzeugung nur die radikale Of-
fenlegung der eigenen Präferenzen und die Überprüfung aller Aussagen 
nach konsensualen Regeln intersubjektiver Gültigkeit die Gewähr für eine 
faire und kompetente Problemlösung. Kriterien für erfolgreiche Konflikt-
schlichtung sind Fairness und Kompetenz, nicht Konfliktlösung um jeden 
Preis. 
3. THEORETISCHE UND METIlODISCHE VORGEHENSWEISE 
Für eine faire und kompetente Erstellung von Abfallbewirtschaftungplä-
nen bedienen wir uns eines Modells, das auf den Überlegungen von ]Or-
gen Habennas zum rationalen Diskurs und auf dem Planungszellen-Kon-
zept von Peter Dienel aufbaut34 . An dieser Stelle kann dieses - von uns 
als kooperativer Diskurs bezeichnete - Modell nicht eingehend erlautert 
werden3S . Dennoch erscheint es sinnvoll, die Grundstruktur unseres An-
satzes kurz zu skizzieren. 
Das Modell des kooperativen Diskurses beruht auf der Annahme, dass 
mit Hilfe von Kommunikation gemeinsam erarbeitete und getragene Ent-
scheidungen bez. Handlungsempfehlungen auch bei Interessengegensätzen 
und Wertkonflikten unterschiedlicher Parteien erzielt werden können, 
ohne dass eine Partei ausgeschlossen oder ihre Interessen oder Werte un-
berücksichtigt bleiben. Ein solcher Diskurs ist durch folgende Charakte-
ristika gekennzeichnet36 : 
(I) Die Teilnehmer mOSsen im Konsens darüber entscheiden, nach wel-
chem Verfahren Einigung über kollektiv bindende Entscheidungen 
getroffen werden sollen. Die Parteien kOnnen Einstimmigkeit, das 
Mehrheitswahlrecht oder die Einschaltung eines Schlichters vorse-
hen; wichtig ist aber, dass alle Parteien der vorgesehenen Verfah-
rensweise zustimmen. 
33 von Schomberg 1994, S. 249 ff. 
34 Habermas 1971, S. 101-141; Habermas 1981; Habermas 1989; Habermas 1992; Dienel 
1978; Diene11989. 
35 siehe dazu Renn et al. 1993; Renn und Webler 1994. 
36 Renn und Webler 1994, S. 40 f. 
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Die Teilnehmer müssen sich vorab darauf verständigen, dass alle in 
die Verhandlung eingebrachten Tatsachenbehauptungen nachgewie-
sen oder durch entsprechende Experten (wobei je nach Wissenstyp 
nicht nur Wissenschaftler in Frage kommen) bestätigt werden. Lasst 
sich eine Tatsachenbehauptung, wie häufig zu beobachten, nicht 
eindeutig nachweisen oder widerlegen, müssen alle legitimen, d.h. 
innerhalb des jeweiligen Wissenstyp zulassigen Aussagen gleichbe-
rechtigt in den Diskurs eingebracht werden. 
Die Teilnehmer müssen zur Kenntnis nehmen und einen Konsens 
darüber erzielen, dass unterschiedliche Interpretationsmuster und 
Rationalitäten gleichberechtigt sind, sofern sie nicht den Regeln der 
Logik und anderer formaler Argumentationsregeln widersprechen. 
(4) Die Teilnehmer müssen sich gegenseitig verpflichten, alle Aussagen 
in einem Diskurs zuzulassen, sich aber gleichzeitig damit einver-
standen erklaren, dass alle Aussagen prinzipiell der gegenseitigen 
Kritik zuganglich gemacht und gemass nachvollziehbaren Regeln 
auf ihre Geltungsansprüche hin untersucht werden. 
(5) Die Teilnehmer sollen dazu ermutigt werden, die eigenen Interessen 
und Werte so weit wie mOglich offenzulegen~ eine solche Abstinenz 
vom strategischen Handeln wird sich aber nur dann durchsetzen, 
wenn Offenheit im Diskurs belohnt und strategisches Lügen wenig 
Aussicht auf Erfolg hat Dies mag auf den ersten Blick als 
"frommer Wunsch" erscheinen. Gemeint ist damit, dass alle Äusse-
rungen von Teilnehmern auf ihre Ernsthaftigkeit und Vertrauens-
würdigkeit überprüft werden konnen und dass sich die Teilnehmer 
damit einverstanden erklaren. 
(6) Die Teilnehmer müssen die Bereitschaft mitbringen, eine faire LO-
sung des Konfliktes anzustreben, bei der alle Interessen und Werte 
grundsätzlich als legitim und verhandlungsWÜTdig anerkannt wer-
den, ohne damit die Notwendigkeit der Begründung von Interessen 
oder Werten in Frage zu stellen37 . 
37 Bacow und Wheeler 1984, S. 42 ff. 
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Es gibt keinen Zweifel, dass ein Diskurs, der alle diese Eigenschaften 
erfüllt, in der Realität nicht stattfindet. Der kooperative Diskurs, wie er 
hier charakterisiert ist, stellt das Ideal dar, an dem sich Diskurse in der 
Realität messen lassen müssen. In der Vergangenheit haben wir versucht, 
praktikable Modelle für Diskurse zu entwickeln und praktisch zu erpro-
ben38 • Die Erfahrungen mit diesen Projekten hat gezeigt, dass die Ver-
wirklichung von kooperativen Diskursen eine Herausforderung darstellt, 
die theoretisches Wissen, kreatives Denken und praktisches Geschick er-
fordert. Alle unsere Projekte haben niemals alle Indikatoren eines rationa-
len Diskurses erfüllen können, mit zunehmender Erfahrung haben wir je-
doch mehr und mehr dazugelernt. 
Das im folgenden beschriebene Ablaufmodell dient uns dabei als Ge-
rüst, auf dessen Grundlage wir die spezielle Vorgehensweise in jedem 
konkreten Fall entwickeln. Dieses Grundmodell beruht auf der sequentiel-
len Verknüpfung von Werten, Wissen und rationaler Abwägung. Die 
Verknüpfung dieser drei Ebenen geschieht in den folgenden drei Schritten 
(siehe auch Bild 1): 
(1) Im ersten Schritt werden alle in der jeweiligen politischen Arena tä-
tigen Parteien und Organisationen gebeten, ihre Werte und Kriterien 
für die Beurteilung unterschiedlicher Optionen (etwa Entsorgungs-
verfahren) offenzulegen. Dies geschieht in Interviews zwischen den 
Diskurs-Organisatoren und den Reprasentanten der jeweiligen Par-
teien. Dabei kommt es darauf an, die Gesprächspartner davon zu 
überzeugen, nicht über die Vor- und Nachteile bestimmter Techno-
logien oder Optionen zu diskutieren, sondern sich auf die Erarbei-
tung von Zielen und Kriterien einzulassen, die an diese Optionen an-
gelegt werden sollen. Nur wenn es gelingt, allgemeinverbindliche 
Kriterien festzulegen, die für alle Optionen gelten sollen, kann ein ra-
tional begründbares Urteil über die Wünschbarkeit von Optionen ge-
fhllt werden. Diese Kriterien gelten dann als Massstäbe, um die be-
stehenden und noch zu entwickelnden Optionen zu beurteilen. Als 
methodisches Werkzeug dient dabei die Wertbaum-Analyse, ein in 
den USA entwickeltes interaktives Verfahren zur Bewusstmachung 
und Strukturierung von Werten und Attributen39 • 
38 Renn et al. 1985, Renn et al. 1989, Renn et al. 1993. 
39 Keeney et al. 1984; von Wmterfeldt 1987. 
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(2) Die Wertdimensionen werden in einem zweiten Schritt durch ein 
Forschungsteam, das möglichst von allen Parteien als neutral ange-
sehen wird, in Indikatoren überführt. Indikatoren sind Messanwei-
sungen, um die möglichen Folgen einer jeden Handlungsoption zu 
bestimmen. Als Handlungsoptionen gelten die heute bestehenden 
Optionen, aber auch die sich schon abzeichnenden technischen oder 
organisatorischen Neuentwicklungen. Daneben können natürlich 
auch politische Massnahmen oder Verhaltensanderungen, wie Um-
weltsteuern oder die Einfilhrung von Abfallsortierung im Haushalt 
abgeschatzt werden. Da viele der Folgen nicht physisch messbar sind 
und manche auch wissenschaftlich umstritten sein mögen, ist es 
nicht möglich, einen einzigen Wert filr jeden Indikator anzugeben. 
Für den Diskurs ist es entscheidend, die Spannweite wissenschaftlich 
legitimer Abschatzungen so genau wie möglich zu bestimmen. Dazu 
ist eine Modifikation des klassischen Delphi-Verfahrens sinnvoll, bei 
dem Gruppen von Experten gemeinsam Abschatzungen vornehmen 
und Diskrepanzen innerhalb der Gruppen in direkter Konfrontation 
ausdiskutieren40 . 
(3) Hat man die Wertdimensionen bestimmt und die Folgen der jeweili-
gen Handlungsoptionen abgeschatzt, folgt der schwierige Prozess der 
Abwagung. Um eine möglichst faire und demokratische Form der 
Abwagung zu gewahrleisten, hat Peter Dienel von der Universitat 
Wuppertal vorgeschlagen, die Bevölkerung als "Schöffen" zu gewin-
nen und es - ahnlich wie bei einem amerikanischen Gerichtsverfah-
ren - einigen, nach dem Zufallsverfahren ausgesuchten Bürgern zu 
überlassen, stellvertretend filr alle diese Abwagung vorzunehmen41 . 
Dieses Verfahren setzt voraus, dass die am Konflikt beteiligten Par-
teien einer solchen Lösung zustimmen. Alle Parteien erhalten des-
halb die Möglichkeit, in einem Koordinationsausschuss mitzuwirken 
und den Prozess der Information und Diskussion der Bürgergruppen 
zu beaufsichtigen. Daneben sind sie eingeladen, als Zeugen vor den 
Bürgern auszusagen und ihre Empfehlungen vorzutragen. Die ausge-
suchten Bürger haben mehrere Tage Zeit, die Profile der jeweiligen 
Handlungsoptionen zu studieren, Experten zu befragen, Zeugen an-
zuhoren, Besichtigungen vorzunehmen und sich eingehend zu bera-
40 Renn und Kotte 1985; Webler u.a. 1991. 
41 Dienell978; Dienel und Garbe 1985. 
204 
ten. Am Ende stellen sie eine Handlungsempfehlung aus, die sie wie 
bei einem Gerichtsverfahren in einem BOrgergutachten begründen 
müssen. Diese Gutachten werden den Konfliktparteien zur Stellung-
nahme vorgelegt. Aufgrund der BOrgergutachten und der Stellung-
nahmen kann dann am berühmten "runden" Tisch ein konsistentes 
und von einer breiten Mehrheit getragenes Paket von Massnahmen 
oder Entscheidungsvorlagen geschnOrt werden. 
Das hier beschriebene Verfahren hat den Vorteil, dass es zwischen 
Werterhebung, Faktenermittlung und Abwägung trennt und dafür ver-
schiedene Verfahrensschritte vorschlägt. Dadurch werden unterschiedli-
che Prozesse der Trennung von Ideologie und Wissen wirksam, die sich 
in einem allumfassenden Diskurs oft vermischen. Innerhalb der Bürgerfo-
ren lassen sich darüber hinaus die Regeln des kooperativen Diskurses 
meist besser durchsetzten als in einer Verhandlung zwischen Parteien. Al-
lerdings beruht dieses Verfahren auf der expliziten Zustimmung aller re-
levanten Parteien, die Empfehlung der Bürger zumindest zu berücksich-
tigen, wenn nicht sogar für einen selbst als verbindlich anzuerkennen. 
Gleichzeitig müssen die Profile und faktischen Analysen so aufbereitet 
sein, dass ein Nichtfachmann mit ihnen umgehen kann. Die Praxis hat je-
doch gezeigt, dass Wissenschaftler und Interessengruppen die Urteilskraft 
des Bürgers meist unterschätzen42 • Sofern die faktischen Zusammenhänge 
eingehend erläutert und die Interessen und Werte der beteiligten Parteien 
transparent gemacht werden, sind Bürger durchaus in der Lage, sachlich 
richtige und politisch faire Empfehlungen vorzuschlagen. Das Verfahren 
ist in Bild 1 schematisch veranschaulicht. 
4. FALLBEISPIEL: KOOPERATIVER DISKURS FÜR EINE 
STANDORTFFSfLEGUNG "DEPONIE AARGAU Osr" 
Das folgende Fallbeispiel beschreibt die Anwendung des kooperativen 
Diskurses filr die Bestimmung einer Restabfalldeponie filr den östlichen 
Teil des Kantons Aargau in der Schweiz (siehe Bild 2). Die Abfallbewirt-
schaftungsleitlinien des Kantons Aargau sehen vor, dass Reststoffe und 
Bauschutt auf Deponien abgelagert werden. Dabei wird eine faire Lasten-
42 Renn et al. 1985, S. 201. 
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aufteilung auf die unterschiedlichen Regionen angestrebt. Wahrend der 
westliche und nördliche Teil des Kantons bereits über eine Deponie ver-
fügen bzw. eine solche in der Planung ist, stand der Bau einer Deponie im 
Süden des östlichen Kantonsteils noch aus. Aufgrund der zum Teil hefti-
gen Proteste der Bevölkerung gegen die geplante Deponie in Suhr und 
wegen akuter Umweltprobleme mit zwei Deponie-Altlasten war das Bau-
departement der Meinung, man müsse im Fall der Deponieplanung Aar-
gau Ost die Bevölkerung umfassend und frühzeitig in das Planungsverfah-
ren einbeziehen. 
Das Evaluationsverfahren für einen Deponiestandort im östlichen Teil 
des Kantons Aargau wurde vom kantonalen Baudepartement in drei Pha-
sen aufgeteilt. In einem ersten Schritt wurden Gebiete aus dem Verfahren 
ausgeschieden, die aus juristischen Gründen als Deponiestandorte nicht in 
Frage kamen (Grundwasserschutzzonen, Gewässerschutzbereich A, 
rechtsgültige Naturschutzgebiete, Siedlungsgebiete) und auf einem soge-
nannten Negativzonenplan eingetragen. Da der geologische Untergrund 
unter dem geplanten Deponiekörper bestimmte Kriterien bezüglich der 
Durchlässigkeit und Mächtigkeit erfüllen muss wurden alle geologischen 
Formationen, die diesen Bedingungen voraussichtlich genügten, auf einer 
geologischen Grundkarte eingetragen. Die Überlagerung des Negativzo-
nenplans mit der geologischen Grundkarte ergab Positivzonen, in denen 
an topographisch günstigen Lagen insgesamt 32 mögliche Deponiestand-
orte eingetragen wurden. Die 32 Standortvorschläge wurden von einem 
Geologiebüro im Auftrag des Baudepartements nach detaillierten Bewer-
tungskriterien überprüft. Nur 13 Standorte erfüllten die Grundbedingun-
gen für einen Deponiestandort und wurden auf grund einer Nutzwertana-
lyse in eine Rangfolge gebracht. Im Sommer 1992 ging das Baudeparte-
ment an die Öffentlichkeit: Zuerst wurden die 13 betroffenen Standortge-
meinden unterrichtet, dann die Presse. 
Bild 2: 
I 
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Zu diesem Zeitpunkt erfolgte eine Übereinkunft zwischen dem EfH 
Polyprojekt "Risiko und Sicherheit technischer Systeme" und dem Baude-
partement, für die zweite Phase der Evaluation ein Verfahren des koope-
rativen Diskurses mit Vertretern der 13 Gemeinden in Gang zu setzen und 
von den Mitarbeitern des Polyprojektes betreuen zu lassen. Ziel des Dis-
kurses war es, aus den 13 Standorten eine Liste von zwei bis vier ernst-
haften Kandidaten zu erstellen, die in der folgenden intensiven Erkun-
dungsphase auf ihre Eignung überprüft werden sollten. Darüber hinaus 
sollten die Bedingungen für eine Deponie mit den potentiellen Anwohnern 
ausgehandelt und mögliche politische Ausgleichsstrategien erörtert wer-
den. Parallel zu den Diskursen mit den betroffenen Anwohnern führten 
verschiedene Geologiebüros Untersuchungen im Bereich der Hydrogeo-
logie und Geotechnik bei allen Standorten der engeren Wahl durch und 
stellten die Ergebnisse den Teilnehmern des Diskurses vor. Für die Bür-
gerbeteiligung stellte das Baudepartement rund 150.000 Schweizer Fran-
ken zur Verfügung. Aus diesem Fonds wurden die laufenden Unkosten 
sowie die Sitzungsgelder für die Teilnehmer an den Kommissionen be-
stritten. Die Arbeit der Moderatoren und die Begleitforschung wurde 
vollständig von dem Polyprojekt ":Risiko und Sicherheit technischer Sy-
steme" an der EfH Zürich übernommen. Die gesamten Kosten, inklusive 
Personalkosten, dürften in der Grössenordnung von 400.000 Franken ge-
legen haben. 
In der zur Zeit laufenden dritten Phase werden die in der Auswahl ver-
bliebenen Standorte einer detaillierten geologischen Untersuchung unter-
zogen. Zudem steht die Zufahrtsplanung sowie die Festlegung des Depo-
niekonzepts an. Das Baudepartement rechnet damit, in den nächsten Jah-
ren für ein bis zwei Standorte das kantonale Überbauungsplanverfahren 
einzuleiten. 
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Tabelle 1: Die vier Phasen der Standortwahl 
Evaluatioa,.. Evaluatioa,.. Evaluatioa,.. tlberbauuacsplaa-
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1991 1992 1993 1994 Zeitachse 
5. DER VERFAHRENSABLAUF 
Im August 1992 wurden die Gemeinderate der betroffenen 13 Standort-
gemeinden über die geplante Beteiligung an der Deponiestandortsuche 
informiert. Sie wurden eingeladen, einen politischen Vertreter oder eine 
Vertreterin in ein Begleitgremium, der sogenannten Behördendelegation 
zu entsenden. Diese BehOrdendelegation setzte sich aus je einem Vertre-
ter der betroffenen Standortgemeinden und dem Direktor des Baudepar-
tements zusammen. Sie hatte folgende Aufgaben: 
• 
• 
• 
• 
den Ablauf und die Form des Beteiligungsverfahrens zu planen und 
zu überwachen; 
die Eignungsprüfungen durch die beteiligten IngenieurbOros zu 
überwachen und gegebenenfalls zu kommentieren; 
die Öffentlichkeit in den Standortgemeinden über den Auswahlpro-
zesses zu informieren~ 
die Empfehlungen der Kommissionen entgegenzunehmen und eine 
entsprechende Vorlage an die politischen Gremien (wie den Gros-
sen Rat) auszuarbeiten; 
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• den gesamten Auswahlprozess kritisch zu begleiten. 
Die Behördendelegation trat erstmalig im Herbst 1992 zusammen und 
tagte dann dreimal bis zur Entscheidungsfindung durch die Kommissio-
nen. Es war den Gemeinden freigestellt zu bestimmen, welchen Vertreter 
sie in die Behördendelegation entsenden wollten. In der Regel wurde ein 
Mitglied des Gemeinderates ausgewählt, der für die Abfallthematik bzw. 
Umwelt- und Bauplanung zuständig war. 
Die diskursive Verhandlung um die Standortauswahl fand in den Kom-
missionen statt. Insgesamt wurden vier parallel, aber unabhängig vonein-
ander tagende Kommissionen gebildet. In jeder Kommission waren zwei 
Vertreter einer jeden potentiellen Standortgemeinde vertreten. Die Kom-
missionen hatten folgende Aufgaben: 
• 
• 
• 
• 
• 
aus der Sicht der Betroffenen Auswahlkriterien zu formulieren und 
sie auf die möglichen Standorte anzuwenden; 
die eingehenden technischen Berichte kritisch zu prüfen und ent-
sprechende Rückfragen zu formulieren; 
Vertreter von Interessengruppen und Bürgerinitiativen anzuhören; 
die Rahmenbedingungen für den Betrieb der Anlage weiter auszu-
feilen; vor allem die Bedingungen für eine mögliche Betreibung der 
Anlage festzulegen, 
Empfehlungen zur Standortwahl auszusprechen. 
Das ETH Team hatte ursprünglich vorgeschlagen, die Kommissionen 
mit Gemeindemitgliedern, die nach dem Zufallsverfahren repräsentativ 
bestimmt werden sollten, zusammenzusetzen. Dieser Vorschlag wurde al-
lerdings von dem Baudepartement abgelehnt. Statt dessen wurden die 
Vertreter der Behördendelegation gebeten, aus jeder Standortgemeinde 
acht Kandidaten bzw. Kandidatinnen für die Kommissionen zu bestim-
men. Dazu erstellte das ETH Team einen Anforderungskatalog. Die Teil-
nehmer der Kommissionen sollten folgendem Profil entsprechen: 
• Reprasentanten der Politik, des sozialen Lebens, der Vereine und der 
Interessengruppen; 
• Mögliche Anwohner oder Eigentümer der ins Auge gefassten Stand-
ortgrundstocke; 
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• (Wenn vorhanden) Vertreter von Naturschutz- oder Umweltschutz-
gruppen; 
• Vertreter der örtlichen Industrien; 
• Vertreter der wichtigsten Berufsgruppen (etwa Bauern, Handwerker, 
etc.); 
• Vertreter der Kirchen und kulturellen Gruppen (falls Interesse be-
steht); 
• Interessierte Gemeindemitglieder. 
Bis auf eine Gemeinde (Abtwil) nahmen alle vom Baudepartement aus-
gewählten Standortgemeinden an der Auswahl von Kommissionsmitglie-
dern teil. Wir hatten vorgegeben, dass die Mitglieder keine spezielle 
Fachkenntnis im Bereich Deponien oder Abfallwirtschaft besitzen müss-
ten. Die zum Verständnis der geplanten Deponie notwendigen Informa-
tionen wurden schriftlich durch eine von der ETH bearbeitete Broschüre 
und mündlich während der Sitzungen übermittelt. Bei der Auswahl der 
Mitglieder sollte vor allem auf möglichst breite Erfassung aller Interessen 
und sozialen Gruppierungen geachtet werden. Aufgrund eines Fragebo-
gens, der an alle Mitglieder der Kommissionen ausgehändigt wurde, er-
gab sich folgendes Bild der Rekrutierung: 
Berufung aufgrund eines Vorschlags des Gemeinderates: 54% 
Freiwillige Meldung aufgrund der ausgegeben Infonnation 24% 
Vorschlag eines angesprochenen Vereins 10% 
Meldung aufgrund einer Annonce im Ortsblatt 3% 
andrer Art 9% 
Etwas weniger als zwei Drittel der Kommissionsmitglieder war zum er-
sten Mal in einer Kommission, 16% übten eine offIzielle Funktion in der 
Gemeinde aus, 7% gehörten dem Gemeinderat an. Besonders Mufig wur-
den Vertreter von Naturschutzverbanden, Landwirte, Landeigentilmer und 
Meinungsfbhrer (wie Lehrer oder Arzte) ausgewahlt. Aufgrund dieser 
Angaben lasst sich eine Streuung über viele Interessengruppen feststellen, 
insgesamt ist aber eine reprasentative Auswahl aus den Gemeinden sicher 
nicht zustandegekommen. 
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Die ersten beiden Sitzungen der Kommissionen wurden mit Ausnahme 
der zweiten Sitzung der Kommission 4 vom ersten Autor (0. Renn) gelei-
tet. Die Beteiligten wünschten, dass auch die weiteren Sitzungen von dem 
ETH Team moderiert würden, so dass neben dem Erstautor drei weitere 
ETH Moderatoren (R. Simoni, U. Dahinden und H. Kastenholz) zum Ein-
satz kamen. Jeder Diskursbegleiter war für jeweils eine Kommission ver-
antwortlich. Die vier Kommissionen arbeiteten unabhangig voneinander. 
In rund neun Abendsitzungen bestimmten sie zunachst die weitere Vor-
gehensweise, legten die Kriterien fbr die Bewertung der verschiedenen 
potentiellen Deponiestandorte fest, veranstalteten Anhörungen mit Exper-
ten, diskutierten die Resultate der geologischen Gutachten, besichtigten 
die potentiellen Standorte und führten eine Nutzwertanalyse zu jedem 
Standort durch43 . Wahrend der Sitzungen konnten bereits vier Standorte 
wegen mangelnder geologischer Eignung ausgeschlossen werden. Der ge-
samte Verlauf des Diskurses ist schematisch in Bild 3 dargestellt. 
43 Edwards 1m; Gäfgen 1963. 
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6. ERGEBNISSE DER BÜRGERBETEILIGUNG 
Die wesentliche Aufgabe der Kommissionen war es, anband selbst erstell-
ter Kriterien eine Nutzwertanalyse aller möglichen Standorte vorzuneh-
men. In Abweichung von dem Drei-Stufen-Modell hielten wir es für sinn-
voll, die Wertbaume nicht von organisierten Gruppen, sondern von den 
Kommissionen selbst erstellen zu lassen. Über mehrere Sitzungen wurden 
alle Werte und Kriterien gesammelt, in eine hierarchische Ordnung ein-
gebunden und anschliessend nach ihrer relativen Bedeutung gewichtet. 
Aus diesem Wertebaum wurden dann deduktiv Kriterien und Indikatoren 
erarbeitet, mit deren Hilfe jeder Standort auf einer Skala von +2 bis -2 be-
urteilt werden konnte. 
Mitte Juni 1993 veranstalteten wir in Kooperation mit dem Baudepar-
tement ein eintägiges Gruppendelphi mit sieben Deponieexperten zur Be-
wertung der neun verbliebenen Standorte. Ais Grundlage dazu dienten die 
Ergebnisse der Eignungsprüfung durch die technischen Ingenieurbüros. 
Der Experten-Workshop war, wie im Drei-Stufen-Modell vorgesehen, 
nach dem Gruppen-Delphi-Verfahren strukturiert44. In einem iterativen 
Erhebungsverfahren wurden Experten mit unterschiedlicher Meinung 
dazu angehalten, die neun Standorte auf den von den Kommissionen aus-
gearbeiteten Beurteilungskriterien mit Hilfe eine Skala von 0-10 zu be-
werten. Dabei wurde 0 als denkbar schlechter Standort und 10 als denk-
bar guter Standort definiert. Diese Abschätzungen nahmen die Experten 
zunächst in drei kleinen Gruppen von zwei bis drei Personen vor. Die Er-
gebnisse der Gruppenarbeit wurden dann im Plenum allen übrigen Exper-
ten vorgestellt. Dabei mussten die Gruppen, deren Ergebnisse am meisten 
vom Mittelwert aller anderen Gruppen abwichen, ihre Einschätzungen 
ausführlich begründen. Nach einer Diskussion der Argumente, die zur 
Rechtfertigung der Gruppenergebnisse vorgebracht wurden, folgte eine 
weitere Gruppenaufteilung. Die Gruppenzusammensetzung wurde so vari-
iert, dass in jeder neuen Gruppe jeweils ein Vertreter der verschiedenen 
Standpunkte aus der ersten Runde repräsentiert war. Theoretisch ist es 
wünschenswert, die Zahl der Runden von Gruppenarbeit und anschlies-
sender Plenumsdiskussion flexibel zu halten und erst dann den iterativen 
Prozess zu beenden, wenn keine Veränderungen derEinschätzungen mehr 
auftreten. Am Ende dieses Prozesses steht dann ein Auswirkungsprofil, in 
... Webler et al. 1991; Renn et al. 1993. 
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dem konsensuale Ergebnisse und die Verteilungs funktion von divergenten 
Meinungen erfasst sind. Wegen der Kürze der Zeit (der Workshop musste 
in einem Tag abgewickelt werden) mussten wir uns allerdings mit zwei 
Runden begnügen. Dadurch konnten nicht alle Fragen abschliessend 
diskutiert werden: es verblieb ein unausgefüllter Spielraum für mögliche 
Konsense bez. Konsense über weiterhin bestehende Dissense. Dennoch 
haben die Ergebnisse des Workshops den Teilnehmern der Kommissionen 
geholfen, die Profile der verschiedenen Standorte miteinander zu 
vergleichen. Allerdings fielen den Kommissionsmitgliedern auch manche 
Inkonsistenzen und Beispiele für strategisches Antwortverhalten bei den 
Experten auf. 
Zur abschliessenden Bewertung der Standorte trafen sich alle vier 
Kommissionen zu getrennten Workshops, die ein bis zwei Tage dauerten. 
Ziel des Workshops war es, die Beurteilungen der Standorte und die Ge-
wichtungen der Kriterien zusammenzufassen und in eine Nutzwertanalyse 
zu integrieren. Als Grundlage für die Beurteilungen dienten einerseits die 
Abschätzungen aus dem Expertendelphi, andererseits die Resultate der 
geologischen Untersuchungen. Gleichzeitig spielten die persönlichen Ein-
drucke aus der Besichtigung der Standorte eine entscheidende Rolle. Die 
Bewertungen der Standorte nach den Kriterien wurden arbeitsteilig in 
kleinen Gruppen von fünf Personen innerhalb jeder Kommission vorberei-
tet und dann im Plenum diskutiert. Nach Verabschiedung der Bewertun-
gen auf einer Skala von +2 bis -2, rechnete der jeweilige Moderator die 
numerischen Nutzwerte aus und erstellte daraus eine Reihenfolge der 
Standorte. Die Ergebnisse dieser Nutzwertanalyse sind in den Bildern 4 
und 5 dargestellt. 
Nach einer intensiven Diskussion der Nutzwertergebnisse wurde über 
jeden Standort abgestimmt. Neben der Standortbestimmung erarbeiteten 
die Beteiligten auch DeflZitausgleichsstrategien für den Umgang mit nach-
teiligen Punkten der ansonsten als geeignet empfohlenen Standorte sowie 
allgemeine Empfehlungen für die Deponieplanung. In allen Punkten, ein-
schliesslich der FestIegung einer Rangfolge der Deponie-Standorte erziel-
ten alle vier Kommissionen einstimmige Ergebnisse. Selbst die von den 
Standortempfehlungen betroffenen Anwohnern schlossen sich den jewei-
ligen Gruppenvoten an. Die Ergebnisse der vier Kommissionen waren 
ähnlich, aber nicht identisch. Auf den ersten Platz landete bei allen Grup-
pen der Standort Eriwies (in der Nähe von Schinznach). In der weiteren 
RangfOlge allerdings unterschieden sich die Empfehlungen. 
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Die Ergebnisse der Kommissionsbewertungen der 
Standorte (Mensch, Natur, Sozialwesen) 
Mensch • K 1 • K2 121 K3 0 K4 
Abtwit Auw Boswil Di etw il Fislisb. Häggl. Lengnau Schinzn_ Uezw.lK 
Na t ur • K1 • K2 I:l K3 0 K4 
Abtwil Auw Boswil Dietwil Fisl isb. Häggl. Lengnau Schinzn. Uezw.lK 
Sozialwesen • K 1 • K2 EI K3 0 K4 
Ab tw il Auw Boswil Dietwil Fisl isb. Häggl. Lengnau Schinzn. Uezw.lK 
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217 
Um diese Unterschiede auszugleichen, wurden aus den vier Kommis-
sionen jeweils fünf Mitglieder ausgewählt, die in einem Kommissionsaus-
schuss (Superkommission) die bestehenden Differenzen ausgleichen soll-
ten. Im Herbst 1993 traf der Kommissionsausschuss zusammen und legte 
eine Reihenfolge der in Zukunft zu betrachtenden Standorte fest. Neben 
der von allen Kommissionen bestätigten ersten Priorität für den Standort 
Eriwies empfahl der Ausschuss an zweiter Stelle die möglichen Standorte 
Dietwil-Sins und Sins-Auw (gleichrangig) und an dritter Stelle die mögli-
chen Standorte Abtwil und Uezwil. Diese Standorte sollen parallel auf 
ihre Eignung für eine Deponie weiter untersucht werden, wobei bei ähnli-
cher geologischer Eignung der jeweils ranghöhere Standort Vorrang ha-
ben soll. 
Die Behördendelegation schloss sich der Empfehlung des Kommis-
sionsausschusses (dieselben Standorte, jedoch ohne explizite Rangfolge) 
an und empfahl dem kantonalen Baudepartement, das Ergebnis des Betei-
ligungsverfahrens politisch umzusetzen. Dies ist inzwischen geschehen 
und die dritte Phase (nähere Untersuchung der besten Standorte) ist zur 
Zeit angelaufen. Mit einer Entscheidung für einen oder mehrere Standorte 
ist im Jahre 1995 zu rechnen. 
Das ganze Beteiligungsverfahren war von hohem Engagement der Teil-
nehmer geprägt, die öfter als vorgesehen und fast immer vollzählig tag-
ten. Kein Kommissionsmitglied kündigte im Verlauf des Verfahrens die 
Teilnahme auf. Die einzige Gemeinde, die zu Beginn keine Kommis-
sionsmitglieder entsandt hatte, beteiligte sich zum Schluss ebenfalls am 
Diskurs und akzeptierte die Entscheidungen ebenso wie alle anderen Ge-
meinden trotz eigener Betroffenheit vom Ergebnis. Es gab keine Opposi-
tion gegen die Empfehlungen oder Minderheitsvoten, die abweichende 
Standpunkte vertraten. 
7. BESONDERHEITEN DER SCHWEIZER POLmSCHEN KUL11JR 
Aufgrund unserer Erfahrungen mit unserem Beteiligungsverfahren im 
Ausland können wir einige Vergleiche zwischen dem Verhalten der 
Kommissionsmitglieder im Aargau und dem Verhalten der Bürger in an-
deren Landem ziehen45 • Selbstverständlich sind solche Vergleiche nicht 
45 Renn et al. 1985; Renn et al. 1989; Renn Cl al. 1991; Dienel und Renn, in press. 
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repräsentativ, sondern beziehen sich nur auf die subjektiven Eindrücke, 
die wir in diesem Verfahren gewinnen konnten. 
Zunächst ist es ein Kennzeichen des Verfahrens in allen Ländern, in 
denen wir bislang mit Bürgergruppen gearbeitet haben, dass im Gegensatz 
zu den Unkenrufen vieler Kritiker die Disziplin und das Durchhaltever-
mögen der beteiligten Bürger erstaunlich hoch sind. Doch die Schweizer 
Teilnehmer an dem Beteiligungsverfahren verhielten sich in dieser Hin-
sicht besonders vorbildlich. Keine der teilnehmenden Personen hat ihre 
Mitarbeit im Laufe der sechsmonatigen Verhandlungsphase aufgekündigt 
oder von neuen Bedingungen abhängig gemacht. Zu den Sitzungen er-
schienen stets mehr als 80 Prozent aller Teilnehmer. Die Mitglieder der 
Kommissionen arbeiteten oft über die vorgesehene Zeit hinaus; sie enga-
gierten sich auch ausserhalb der Sitzungszeiten und setzten sich intensiv 
mit dem ausgegebenen Material auseinander. Selten haben wir ein solches 
Engagement erlebt. In den von uns miterlebten Beteiligungsverfahren in 
den Vereinigten Staaten war die Apathie vieler Mitglieder höher und die 
Arbeitsmoral weniger stark ausgeprägt. Diese Einsatzbereitschaft der 
Schweizer Teilnehmer machte uns deutlich, dass die starke Verankerung 
der Basisdemokratie in der Schweiz mit einem verantwortungsvollen Ge-
brauch dieser Freiheit durch den Bürger einhergeht46. Somit hat uns die-
ses Erlebnis in unserer Ansicht bestärkt, dass der viel beklagte Vertrau-
ensverlust der offiziellen Politik nur dadurch überwunden werden kann, 
dass die Politiker auch mehr Vertrauen in die Urteilskraft ihrer Bürger 
setzen. Das eine bedingt das andere. 
Ebenfalls war es für uns interessant zu erfahren, dass die Kommis-
sionsmitglieder in den vier Schweizer Kommissionen sehr viel mehr Ver-
trauen in die Experten (Deponie-Fachleute) besassen, als wir dies in 
Deutschland oder den USA erlebt haben. Immer wieder äusserten die 
Kommissionsmitglieder den Wunsch, mehr Experten zu Wort kommen zu 
lassen und ihnen die Bewertung der Standorte zu überlassen. Erst nach-
dem die Teilnehmer Zuversicht in ihre eigenen Urteilskraft entwickelt und 
gleichzeitig bemerkt hatten, dass die Experten in dem Experten-Workshop 
zum Teil strategischer antworteten als selbst die von der Entscheidung be-
troffenen Anwohner (40 Prozent der Kommissionsmitglieder zeigten sich 
enttäuscht über die Ergebnisse dieses Experten-Workshops), gewannen 
sie mehr Distanz zu den Fachleuten und fühlten sich auch selbstsicher ge-
46 Tschannen und Seiler 1991; Wehrli-Schindler 1987. 
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nug, um ihre eigenen Bewertungen vorzunehmen. Dabei ist es wichtig zu 
betonen, dass sich gemäss unserem Modell die Bewertungen durch die 
Kommissionsmitglieder an der Sachkenntnis der Experten orientieren 
müssen, diese Sachkenntnis aber die Bewertung nicht ersetzen kann. 
In die gleiche Richtung geht die Beobachtung, dass keine der vier 
Kommissionen ein Gegengutachten empfohlen oder die Legitimität der 
eingesetzten Gutachter in Frage gestellt hat. In den USA ist dies fast un-
denkbar: in den ersten Sitzungen wird meist darum gefeilscht, welche 
Gutachter eingesetzt werden sollen und welche Finanzmittel den Kom-
missionen für die Auswahl eigener Gutachter zur Verfügung gestellt wer-
den können47 • Parteilichkeit der Wissenschaft war dagegen kein Thema 
der Kommissionen im Aargau. Das hat auf der einen Seite den Konsens-
findungsprozess erheblich vereinfacht, führte aber auf der anderen Seite 
zu einer Hinterfragung der gesamten Beteiligungsmassnahme durch eine 
Reihe von Mitgliedern. Warum sollen sich sachfremde Laien in eine Ent-
scheidungssituation bringen lassen, die doch viel besser von Fachleuten 
sachgerecht entschieden werden könnte? Auch in dieser Frage gab es am 
Ende, so die Ergebnisse unserer Umfrage, einen Umdenkungsprozess. 
Nur noch wenige Teilnehmer gaben an, dass Experten mehr Kompetenz 
zur Bewertung der Standorte mitbringen als sie selbst, wiewohl die Sach-
kompetenz der Experten weitgehend unbestritten blieb. 
Der Konflikt um Expertenmeinung versus Laienmeinung setzte sich auf 
verschiedenen Ebenen fort. Zunächst war es für die meisten Teilnehmer 
befremdlich, dass die ETH keine Deponiefachleute (die auch im ETH 
Team vorhanden, allerdings mehr im Hintergrund tätig waren), sondern 
Prozessexperten, also Moderatoren und Beteiligungsfachleute, geschickt 
hatte. Es dauerte mehrere Sitzungen, bis die Mitglieder der Kommissio-
nen merkten, dass die von der ETH bestellten Moderatoren wenig Sach-
kenntnis auf dem Gebiet der Deponieplanung besassen (vielleicht auch zu 
wenig Kenntnis, wie es im Bericht des Baudepartements von Aargau be-
klagt wird). Dennoch zeigte sich im Verlauf der Sitzungen, dass die Neu-
tralität der Moderatoren in der Sache und ihre Fähigkeit, Kommunikation 
zu steuern und anzuregen, wesentliche Bestimmungsfaktoren der Prozess-
begleitung waren und auch von den Kommissionsmitgliedem in der End-
befragung als besonders positiv herausgestellt wurden. In der Befragung 
der Kommissionsmitglieder zu Ende des Beteiligungsverfahrens äusserten 
47 Amy 1987, S. 243 ff. 
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67 Prozent, dass sich ihr Zutrauen in die Kompetenz der Moderatoren 
gebessert hätte, nur zwei Prozent sprachen von einer Verschlechterung. 
Eine weitere Irritation betraf die Vorträge der Gutachter zur Eignungsfä-
higkeit der verschiedenen Standorte. Eine Reihe von Kommissionsmit-
gliedern waren fassungslos, dass wir den Gutachtern untersagt hatten, 
ihre eigene Bewertung der Eignungsfähigkeit der verschiedenen Standorte 
den Mitgliedern der Kommissionen mitzuteilen. Auch hier stellte sich im 
Verlauf der Sitzungen ein Lernprozess ein: mehr und mehr erlebten die 
Teilnehmer die Früchte ihrer eigenen Lernfähigkeit, begriffen die Aufga-
benverteilung zwischen Experten und Bewertern und gewannen mehr Zu-
trauen in ihre eigenen Fähigkeiten. 
So sehr zu Anfang das Vertrauen in die objektiv richtige Sachkenntnis 
der Experten vorherrschend war, so sehr zeigte sich bei einigen Teilneh-
mern ein ausgeprägtes Misstrauen gegenüber der Behörde. Dabei wurde 
auch hier nicht mangelnde Sachkenntnis beklagt oder einseitiges Wissen 
vermutet, die Skepsis galt mehr den Intentionen des Baudepartements in 
Bezug auf das Verfahren. Vor allem misstrauten viele der Versicherung 
des Baudepartements und des ETII-Teams, die Empfehlungen der Kom-
missionen würden auch wirklich ernst genommen und entsprechend bei 
der politischen Entscheidungsfindung innerhalb der Behördendelegation, 
des Baudepartements und des grossen Rats in den späteren Phasen des 
Deponieprojektes berücksichtigt. Mehrere Personen betrachteten das Ver-
fahren als einen psychologischen Trick, um die Bevölkerung ruhig zu 
stellen und den möglichen Protest der betroffenen Anwohner durch ver-
meintliche Mitwirkungsrechte aufzufangen. In der ersten Befragung der 
Teilnehmer wurde dieser Eindruck zum Teil untermauert: Immerhin 30 
Prozent stimmten der Aussage voll oder eher zu, dass die Kommissionen 
nur eine Spielwiese seien, da die Entscheidung längst gefallen sei. Die 
Hälfte der Kommissionsmitglieder war davon überzeugt, dass die Kom-
missionen die Bürger beruhigen sollten, damit der Kanton ohne Wider-
stand eine Deponie errichten könne. Bei den weiteren Sitzungen wurde 
dieser Eindruck jedoch grossenteils korrigiert. Durch verbale Rückversi-
cherungen, aber auch durch konkrete Handlungen (etwa dass das Baude-
partement bestimmte Wünsche von Kommissionsmitgliedern nach Infor-
mation oder nach Modifikationen des Erlrundungsprogramms ausführte) 
konnte das Baudepartement Vertrauen in seine Integrität vermitteln. Al-
lerdings ging der Prozentsatz derjenigen, die sich am Ende des Beteili-
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gungsverfahrens weiterhin als Statisten auf der Spielwiese des Kantons 
betrachteten, nur geringfügig zurück. 
8. LERNERLEBNIS: BETEILIGUNG 
Wie bei fast allen Beteiligungsexperimenten mit Laien, so war auch die 
Kornmissionsarbeit in Aargau ein Paradebeispiel tur verantwortungsvolles 
Lernen48 . Während Vertreter von Interessengruppen kaum ihre einmal 
gewonnene Meinung andern können, ohne vor ihren Mitgliedern das Ge-
sicht zu verlieren, haben Laien den besonderen Vorzug, sich noch nicht 
und zumindest noch nicht öffentlichkeitswirksam in einer Frage festgelegt 
zu haben. Sie sind damit nicht nur lernOOtig, sondern auch lernbereit49 . 
Bei unserer ersten Befragung der Teilnehmer vor der ersten Sitzung der 
Kommissionen ausserten rund 80 Prozent aller Kommissionsmitglieder, 
die den Fragebogen beantwortet hatten, dass ihre Wohngemeinde auf gar 
keinen Fall oder höchstwahrscheinlich ungeeignet fUr eine Deponie sei. 
Am Ende der Beteiligung stimmten selbst die Mitglieder der Kommissio-
nen, die aus den ausgewahlten Gemeinden stammten, fUr die von der je-
weiligen Kommission ausgearbeiteten Prioritatenliste von Standorten. Of-
fenkundig hat also im Verlauf der Sitzungen ein Umdenkungsprozess 
stattgefunden. Solche Lernprozesse sind an vielen Stellen deutlich gewor-
den. In persönlichen Interviews mit einern ETH Mitarbeiter ausserten eine 
Reihe von Kommissionsmitgliedern, dass sie nicht nur mehr Ober die Sa-
che gelernt hatten, sondern auch Ober Prozesse der DiskussionsfUhrung 
und der KonsensbildungSo. 
Vor allem war die BeteiIigungsmassnahme für die meisten eine 
Chance, in Zusammenarbeit mit anderen die Möglichkeiten kollektiver 
Erarbeitung von Normen und Werten zu erleben und in einen Gruppen-
prozess einzutreten, der eine Transformation des Verhandlungsklimas von 
anfänglich auf das eigene Interesse fokussierten Individualansprüchen zu 
einer kollektiven Identifikation mit der Aufgabe mit sich brachteSt. Diese 
Verschiebung der Gruppenidentität kam vielfach in der Kommissionsar-
beit zum Ausdruck. So erlebten wir bei einer Besichtigung, dass ein Mit-
48 Wynne 1992; Dietz 1988. 
49 Dienel 1978, S. 257. 
so Bose 1994. 
SI Bums und Überhorst 1988, S. 89ft; Webler et al. 1994. 
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glied der Kommission von einem Mitbürger an einem Standort aufgefor-
dert wurde, doch die Interessen seines Wohnortes zu wahren und gegen 
den Standort zu stimmen. Die kühle Antwort des Angesprochenen 
(sinngemäss): Ich bin in erster Linie meiner Kommission verpflichtet und 
meiner Aufgabe; da muss ich meine eigenen Interessen hintanstellen. 
Die Identifikation mit der Aufgabe und die Entwicklung eines eigenen 
Gruppenbewusstseins waren Kennzeichen aller vier Kommissionen, sogar 
bei der abschliessenden Bewertung der möglichen Standorte. Die Grup-
pensolidarität zerbrach allerdings bei dem Kommissionsausschuss, der 
sich aus Vertretern der einzelnen Kommissionen zusammensetzte. Zum 
einen war hier eine künstliche neue Gruppe entstanden, die nur für we-
nige Stunden zusammenkam, zum anderen waren die Vertreter des Aus-
schusses von der Behördendelegation vorgeschlagen worden (und nicht 
wie ursprünglich vorgesehen von den Kommissionen gewählt worden). 
Diese Delegation durch die Gemeinden brachte eine mehr auf die La-
kalinteressen zentrierte Rolle mit sich. So war es kein Wunder, dass stra-
tegische Vorgehensweisen die Ausschussarbeit überschatteten. Nichtsde-
stoweniger waren die Voten der einzelnen Kommissionen so eindeutig 
und unmissverständlich, dass der Ausschuss eine Einigung herbeiführte, 
die in Geist und in Intention den Ergebnissen der vier Kommissionen ent-
sprach. Abgeschwächt wurde lediglich der Wunsch der meisten Kommis-
sionen, eine klar gestaffelte Rangordnung der möglichen Standorte her-
beizuführen. Dagegen wehrten sich verständlicherweise die Vertreter der 
Standorte, die auf den obersten vier Ranglisten der Kommissionen stan-
den. Auch die Behördendelegation neigte zu einer Gleichbehandlung der 
ausgewählten Standorte. Der Kompromiss, alle Standorte gleich zu be-
handeln, bei ähnlicher Eignung aber den ranghöheren Standort vorzuzie-
hen, schälte sich als bester Kompromiss heraus. 
9. GRUPPENDYNAMISCHE BEOBAClITUNGEN 
Die Gruppendynamik in der Sitzungen zeigte einen ähnlichen Verlauf, 
wie wir ihn von den USA und Deutschland kennens2 • Der Diskurs be-
ginnt meist mit der allgemeinen Skepsis, ob ein solches Verfahren Ober-
haupt etwas bringe. Es folgen Phasen der Frustration (zu viel Lemstoff 
S2 Garbe und Hoffmann 1988; Renn et al. 1989. 
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und zu wenig Zeit) und der Rebellion (Auflehnung gegen das Mandat, 
Opposition gegen bestimmte Tagesordnungspunkte und zunehmendes 
Unbehagen an der Komplexitat der Materie). Erst allmählich wachsen das 
Gefühl der Gruppenzusammengehorigkeit und damit das Erlebnis von 
Starke und Solidaritat. Dazu kommen die ersten Erfolgserlebnisse in der 
Sache. Man kann den Sachverständigen in der Diskussion folgen, man 
kann Daten vergleichen, man kann sinnvolle Fragen stellen und dann mit 
den Experten "fast" problemlos kommunizieren. Dieses Erlebnis führt zu 
einer euphorischen Spannung, manchmal auch zu einer persönlichen 
Selbstüberschatzung. In der sich daran anschliessenden Arbeitsphase 
weicht die Euphorie dem produktiven Zweifel an der Richtigkeit des 
eigenen Vorgehens; dieser Zweifel führt im Idealfall zu einem selbstkriti-
schen, aber auch selbstbewussten Vorgehensweise bei der schwierigen 
Beurteilung der Eignungsfllhigkeit der Standorte. Diese gruppendynami-
schen Prozesse sind typisch für fast alle Beteiligungsverfahren mit Klein-
gruppen. Sie verlangen vom Moderator unterschiedliche Strategien der 
Gruppenführung in den einzelnen Phasen. Wahrend der Phase der Skepsis 
benötigen die Teilnehmer Rückversicherungen und Gruppenzusammen-
halt, wahrend der Phase der Euphorie ist eine konstruktiv kritische Beglei-
tung durch den Moderator gefordert. Dieser phasenspezifische Führungs-
stil sorgt im Idealfall dafür, dass die positiven Energien in jeder Phase 
zum Durchbruch kommen und der sachlichen Auseinandersetzung um 
Argumente zugute kommt. Gruppendynamik ersetzt nicht das Ringen um 
die richtige Losung, sie kann aber diese Aufgabe unterstützen oder im ne-
gativen Fall behindern. 
Während der Sitzungen gab es eine Reihe von kritischen Punkten, die 
von den Kommissionsmitgliedern thematisiert wurden und oft genug für 
Sprengstoff sorgten. Darunter fielen: 
a) das GeftJhl, nicht alle lriformationen zu erhalten. Dieser Eindruck 
kam immer dann auf, wenn bestimmte Informationen etwa den Ge-
meinden oder dem Baudepartement vorlagen, aber den Kommissio-
nen (möglicherweise aus SparsamkeitsgrOnden oder aus Kapazitats-
mangel) vorenthalten wurden. Da das Baudepartement das Projekt 
nur durch einen einzigen Betreuer begleitete, war meist Kapazitats-
mangel die Ursache für Informationspannen, die zwar selten vorka-
men, dann aber von den Mitgliedern der Kommissionen misstrauisch 
thematisiert wurden. Eine der wichtigen Lehren aus dem Aargau Pro-
jekt ist es, dass die ständige Betreuung der Kommissionsteilnehmer 
sowie die schnelle und gezielte Übermittlung von Informationen und 
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Literatur ein wesentlicher Bestandteil des Vertrauensbildungspro-
zesses ist. Logistische Fehler werden vor allem zu Beginn als Zei-
chen für mangelnde Aufinerksamkeit und mangelnde Achtung ge-
genober den Teilnehmern gewertet. 
b) das Gefohl. überfordert zu werden. Mehrere Teilnehmer ausserten 
von Anbeginn die Befürchtung, dass sie die geologischen und techni-
schen Details ohnehin nicht verstehen kOnnten. Dieses GefOhl der 
Minderwertigkeit wurde z.T. von einigen sachverständigen Mitglie-
dern innerhalb der Kommission durch bewusste Benutzung von un-
bekannten Fremdwörtern und einem entsprechenden Habitus ver-
starkt. Hier half der allgemeine Gruppenprozess der gegenseitigen 
Verstandigung und Solidarisierung weiter. In Phasen starker Bean-
spruchung aufgrund zunehmender Informationsdichte waren vor al-
lem die Moderatoren gefordert, die langsameren Gruppenmitglieder 
behutsam zu fbrdem, ohne die "Schnelldenker" zu verprellen. 
c) das GejUhl. politisch ausgenutzt zu werden. Mehrfach bestand die 
Gefahr, dass die Teilnehmer die ganze Aktion als Public-Relation-
Instrument zur Durchsetzung des Deponieprojektes betrachteten. 
Diese Gefahr bestand vor allem zu Beginn der Beteiligungsmass-
nahme, als den Kommissionsmitgliedern noch nicht ganz klar war, 
worauf sie sich bei dieser Übung einlassen worden. Haufig versuch-
ten Kommissionen die Bandbreite ihrer Freiheit auszunutzen, nur 
um herauszufmden, ob die zugesagte Unabhangigkeit auch wirklich 
eingehalten wurde. So wurden mehrfach Informationen verlangt. die 
kaum einen Bezug zur Standortplanung hatten. Auch wurde der bei 
den Sitzungen anwesende BehOrdenvertreter ofbnals mit Bitten 
oberschOttet, wahrscheinlich um seine Bereitschaft zu testen, auf die 
Anliegen der Teilnehmer einzugehen. Der angesprochene Vertreter 
reagierte auf diese Herausforderungen mit freundlicher Gelassenheit, 
entsprach dem Inhalt der gewonschten Bitten. so weit dies zeitlich 
möglich war, und begegnete gelegentlichen Angriffen und Unterstel-
lungen mit Vertrauensappellen an die Obrigen Anwesenden. Beson-
ders positiv hervorzuheben war die Tatsache dass sich die Vertreter , 
der Baudepartements und alle externen Besucher strikt an die Spiel-
regeln hielten und keine Sonderrechte beanspruchten. Dies ist kei-
neswegs selbstverstandlich. Haufig haben wir in anderen Beteili-
gungsverfahren Experten oder Behördenvertreter ausschliessen mOs-
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sen, weil sie sich nicht an die Spielregeln hielten oder sich allzu 
leicht provozieren lies sen. 
d) das Gefühl, Versuchskaninchen zu sein. Die massive Prasenz der 
Ern und die Notwendigkeit, im Rahmen des Polyprojektes Daten 
über das Verfahren zu erheben, ftlhrte schnell zu dem Eindruck, die 
Kommissionsarbeit biete eine willkommene Gelegenheit ftlr emsige 
Sozialforscher, um BÜfgerpraferenzen und Willensbildungsprozesse 
in Kommissionen zu erforschen. Dies widerspricht dem Selbstver-
standnis der Kommissionen, einen politischen Auftrag zu erfilllen. 
Die von der ETH gestellten Moderatoren waren deshalb auch ange-
wiesen, ihre Aufgabe im wesentlichen darin zu sehen, den Willens-
bildungsprozess in den Kommissionen zu erleichtern und eine kon-
struktive Arbeitsatmosphare zu schaffen. Mit zunehmenden Ver-
trauen der Kommissionsmitglieder in die Moderation und in das Ver-
fahren stieg auch die Toleranz (nicht unbedingt das Verstandnis) filr 
die Erhebungen. 
Insgesamt zeigten sich in der Gruppendynamik sehr ähnliche Verläufe 
und Probleme, wie wir sie auch in anderen Beteiligungsfällen erlebt ha-
ben. Besonders positiv ist allerdings im Fall Aargau hervorzuheben, dass 
die immer wieder notwendige Schlichtung von Konflikten und das Aus-
räumen von Missverständnissen oder auch Führungsschwächen von einem 
kooperativen Geist und dem Wunsch nach fairem Ausgleich getragen wa-
ren. Dies erleichterte die Arbeit der Moderatoren und trug massgeblich 
zum Erfolg der Beteiligungsmassnahme bei. 
10. SUBJEKTIVE ZUFRIEDENHEIT DER TEILNEHMER 
Wie schon mehrfach angesprochen, haben wir alle Teilnehmern zu Be-
ginn der Kommissionsarbeit, kurz vor der Entscheidung über die Stand-
ortwahl und am Ende der Beteiligungsmassnahme mit Hilfe eines forma-
lisierten Fragebogens nach ihren Eindrücken, Erwartungen und Bewer-
tungen befragt53. Die Befragung der betroffenen Teilnehmer und Teil-
nehmerinnen sollte ein Bild des subjektiven Eindrucks der Teilnehmer 
über das gesamte Verfahrens vermitteln und auch Veränderungen in der 
53 Wilhelm und Schild 1994. 
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Einschätzung der Beteiligten sichtbar machen. Aus diesem Grund wurden 
insgesamt vier Befragungen durchgeführt, die jeweils vor oder nach wich-
tigen Phasen der Kommissionsarbeit durchgefilhrt wurden. Diese Befra-
gungen fanden statt: 
1. vor Beginn der eigentlichen Kommissionsarbeit; 
2. vor den Standortbewertungen; 
3. unmittelbar nach Abschluss der Kommissionsarbeiten; 
4. einige Monate nach Abschluss der Kommissionsarbeiten und nach 
Vorliegen der Entscheidung der Behördenvertreter und des Baudepar-
tements. 
Die Abbildungen 6a-c zeigen, dass die Erwartungen an den Diskurs be-
reits zu Beginn der Verfahrens hoch waren. Die Teilnehmer begannen 
also ihre Kommissionsarbeiten mit einer positiven GrundeinsteIlung. Sie 
erwarteten von diesem Diskurs eine faire Mitbestimmung in einem Ent-
scheidungsprozess, der ihre Interessen betraf. Dass in der dritten Befra-
gung die Erfahrungen mit der gewählten Vorgehensweise mit den hohen 
Erwartungen übereinstimmten und in der vierten Befragung diese gar 
noch übertrafen, ist sicherlich als Bestätigung für die gewählte Vorge-
hensweise zu bewerten. 
Bei der subjektiven Beurteilung des Verfahrens wurde einzig die Effi-
zienz der Vorgehensweise in allen drei Befragungen etwas weniger gut 
bewertet als andere Eigenschaften, die dem Verfahren zugeschrieben 
wurden. Dies kann als Hinweis gedeutet werden, dass mit 8-10 Abendsit-
zungen und etlichen Samstagen für Besichtigungen und Workshops die 
Grenzen des freiwilligen Engagements erreicht sind und nach Möglichkei-
ten für eine Straffung des Vorgehens gesucht werden müsste. Trotzdem 
schätzten die Beteiligten den Aufwand als dem Problem angemessen ein. 
Während zu Beginn des Diskurses noch 10 Prozent der Befragten das 
Verfahren für 'eher unfair' (minus 1) bis 'unfair' erachteten, stufte nach 
Abschluss der Kommissionsarbeiten noch gerade eine Person (von 92) das 
gewählte Entscheidungsfindungsverfahren als 'eher unfair' ein. In der 
letzten Befragung schätzte überdies keine einzige Person die Fairness der 
Vorgehensweise negativ ein. In ähnlicher Weise reagierten die Teilneh-
mer auf die Frage, ob sie die Vorgehensweise für autoritär oder demo-
kratisch erachten. In beiden Fragen haben offenkundig die gemachten Er-
fahrungen mit dieser Art der Bürgerbeteiligung zu positiveren Urteilen 
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geführt. Gleichzeitig konnten auch diejenigen, die zu Beginn skeptisch 
eingestellt waren, von der Fairness und vom demokratischen Gedanken 
des Verfahrens überzeugt werden. 
Sieht man sich den zweiten Fragekomplex (Fragen 2a bis 2f) an, dann 
fallen zwei Punkte auf: Erstens war die Zustimmung zu den negativ for-
mulierten Aussagen grösser als die Ablehnung der positiv formulierten 
Aussagen. Dies ist im Prinzip nicht überraschend, weil es einen generel-
len Trend in der Umfrageforschung widerspiegelt. Gleichzeitig wird aber 
dadurch die erlebte Ambivalenz der Teilnehmer deutlich. Auf der einen 
Seite stehen hohe Erwartungen an und später auch positive Erfahrungen 
mit dem Verfahren (siehe Fragen 2b, 2c und 2t), auf der anderen Seite 
verbleibt aber das Misstrauen, dass es sich doch um eine 
"AlibiveranstaItung" handeln könne. Zwar wird dieses Misstrauen im Ver-
laufe des Verfahrens leicht abgebaut, aber keineswegs überwunden. Mit 
der Solidarisierung innerhalb der Kommissionen und ihrer Abschottung 
nach aussen verstärkt sich offenbar der Eindruck, dass sich trotz des breit 
angelegten Beteiligungsverfahrens die Vermutung eines zunehmenden 
Widerstands der Bevölkerung gegen die ausgewählten Standorte (2t) im 
Verlauf des Verfahrens eher verstärkt. Das bedeutet, dass die Teilnehmer 
trotz des Beteiligungsverfahrens Widerstande gegen den Bau einer Depo-
nie in den ausgewählten Standortgemeinden erwarten. Dies steht im Wi-
derspruch zu den Intentionen des Diskurses, der eine Abkehr von 
NIMBY-Haltungen zugunsten begründeter Lösungen bezweckt hatte. In-
teressanterweise beurteilten die Bewohner der nicht ausgewählten Ge-
meinden diese Frage etwas pessimistischer (61 % Zustimmung) als die 
von der Entscheidung betroffenen Kommissionsmitglieder, von denen laut 
Fragestellung ja Widerstand zu erwarten ware (52% Zustimmung). 
Gleichfalls hat sich bis heute an den ausgewählten Standorten so gut wie 
kein nennenswerter Protest artikuliert. 
Von Anfang an waren die meisten Beteiligten davon überzeugt, dass 
der Bau einer Deponie im östlichen Kantonsteil notwendig war. Ohne 
diese grundsätzliche Zustimmung zum Bau einer Deponie wäre die später 
erzielte Einmütigkeit der Kommissionsempfehlungen nicht möglich gewe-
sen. Gleichzeitig äusserten die meisten Kommissionsmitglieder ihre 
Skepsis über die mögliche Eignung ihrer Wohngemeinde als Standort. 
Hier hat sich im Verlauf der Kommissionsarbeit offenkundig eine Wende 
abgezeichnet. Dabei wurden von Beginn an die negativen Auswirkungen 
von Deponien wahrgenommenen. Diese Einschätzung hat sich im Verlauf 
der Prozesses auch nicht nennenswert verändert. Die meisten Teilnehmer 
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schätzten auch nach dem Verfahren die geplante Deponie als langfristiges 
Risiko und als eine Gefährdung für die kommunale Lebensqualität ein. 
Dennoch hat das Verfahren den Wissensstand und die Meinungen der 
Teilnehmer nachdrücklich beeinflusst, denn eine grosse Mehrheit gab an, 
ihre Meinung bezüglich der Abfallproblematik aufgrund der Erfahrungen 
mit der Diskursarbeit geändert und neue Kenntnisse über Deponietechnik 
und mögliche Einwirkungen auf Mensch und Umwelt erworben zu haben. 
Bild 6: Beurteilung der Vorgehensweise - Vergleich der 1., 3. 
und 4. Befragung 
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In der Einschätzung ist ein leicht positiver Trend von der ersten zur 
dritten Befragung zu erkennen. In der vierten Befragung verstärkt sich 
dieser Trend. Die Frage la war in der ersten Befragung noch nicht ge-
steilt worden. 
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Bild 7: Beurteilung des Verfahrens - Vergleich der 1. und 3. 
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Bild 8: Einschätzung des Deponieprojekts - Vergleich der 1. 
und 3. Befragung 
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Zwischen den zwei Befragungen sind keine wesentlichen Unterschiede 
zu erkennen. 
Die Analyse der Beurteilungen durch die Gesamtheit der Kommis-
sionsmitglieder zeigt eine weitgehende Zufriedenheit der Betroffenen mit 
der Art und Weise, wie sie in die Deponiestandortsuche eingebunden 
wurden. Die Teilnehmer waren der Überzeugung, dass das Verfahren 
seine primäre Aufgabe, nämlich Kriterien für eine Standortbewertung zu 
entwickeln und eine begründete Standortauswahl durchzuführen, erfüllt 
hat. Was in ungenügendem Masse geleistet wurde, waren Empfehlungen 
über mögliche Ausgleichsstrategien für die von der Auswahl betroffenen 
Standortgemeinden zu formulieren. Dies wurde aber bewusst an die Ge-
meinden delegiert, die die vorderen Plätze der Rangordnung einnahmen. 
Die Beteiligten waren sehr zufrieden mit der Diskursleitung und gaben 
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an, auf verschiedenen Gebieten der Abfallplanung und über das Abfall-
problem neue Kenntnisse erworben zu haben. Besonders positiv ist her-
vorzuheben, dass eine grosse Mehrheit der Beteiligten das praktizierte 
Diskursverfahren nach eigenen Angaben auch für weitere Entscheidungs-
findungen empfehlen wird. 
In den Fällen in den USA und in Deutschland, in denen wir ähnliche 
Befragungen zu Beginn von Beteiligungsmassnahmen haben durchführen 
lassen, erwiesen sich die Befragten als wesentlich skeptischer und miss-
trauischer gegenüber dem Verfahren als im Fall Aargau54 • Das mag da-
mit zusammenhängen, dass wir in der Regel mit einer repräsentativen 
Stichprobe gearbeitet haben und nicht mit ausgewählten Kommissions-
mitgliedern. Sicherlich spielt aber auch die politische Kultur der Schweiz 
mit der Betonung von freiwilliger Mitarbeit an politischen Entscheidungen 
(vor allem auf kommunaler Ebene) eine wichtige Rolle55 • In dieser Hin-
sicht ist das Schweizer System mit dem an der Ostküste der USA vorherr-
schenden Kommunalsystem ähnlich. Dort aber waren die Kommissions-
mitglieder wesentlich kritischer gegenüber einem externen Verfahrensex-
perten (wie uns), die ihnen neue Wege aufzeigten, um ihre demokrati-
schen Ansprüche in anderer Form zur Geltung zu bringen. In einem Fall 
wurden wir sogar von den ausgewählten Kommissionsmitgliedern wieder 
nach Hause geschickt; sie wollten lieber ohne unsere Hilfe tagen56 • Da-
gegen wurde in allen vier Kommissionen im Projekt Aargau die angebo-
tene Hilfestellung der ETIi und das Angebot, die Moderation zu über-
nehmen, ohne grössere Diskussion angenommen. Dass die Moderatoren 
dennoch zunächst mit Skepsis betrachtet wurden, beweist die Tatsache, 
dass in der abschliessenden Befragung über ein Drittel der Kommis-
sionsmitglieder die Meinung äusserten, ihre Einschätzung der Moderato-
ren habe sich im Verlauf der Sitzungen stetig gebessert. 
11. SCHLUSSBEMERKUNG 
Versucht man eine Gesamtbilanz des Verfahrens zu ziehen, dann schei-
nen sich die Erwartungen der Teilnehmer, des Baudepartements und der 
Behördendelegation weitgehend erfilllt zu haben. Sicherlich sind an eini-
54 Renn et al. 1989. 
55 Linder 1994. 
56 Renn et al. 1989. 
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gen Stellen Schwachen deutlich geworden: manche Informationen kamen 
zu spat, das Verfahren stand unter einem oft kontraproduktiven Zeitdruck, 
die technische Betreuung hatte verbessert werden können und die Wahl 
des Kommissionsausschusses liess zu wünschen übrig. Diese Schwachen 
konnten jedoch in einem kooperativen und konstruktiven Klima der ge-
genseitigen Zusammenarbeit weitgehend überwunden werden. In dieser 
Hinsicht gilt der Grundsatz, dass wohl kein Verfahren der Beteiligung so 
ideale Bedingungen schafft, dass böser Wille und Mangel an Koopera-
tionsbereitschaft kompensiert werden könnten. Gleichzeitig helfen aber 
Kooperationsbereitschaft und der Wunsch zur konstruktiven Mitarbeit 
über manche strukturellen Schwachen der gewahlten Vorgehensweise 
hinweg. 
Nach unserer Auffassung ist es die wichtigste Funktion von Diskursen, 
Konflikte zwischen unterschiedlichen Positionen über die Zumutbarkeit 
von Risiken zu schlichten und zu einem fairen und kompetenten Kom-
promiss beizutragen. Dabei begibt sich der Moderator bzw. Diskursor-
ganisator in die Rolle des Katalysators. Er schafft die organisatorischen 
und strukturellen Voraussetzungen dafür, dass unterschiedliche Parteien 
sich über Risiken verständigen können und sich auf grund eines fairen und 
kompetenten Austauschs von Argumenten auf einen Kompromiss einigen 
können, ohne dass der Moderator selbst Partei ergreift bzw. den Inhalt 
des Kompromisses bestimmt. Ein solche Funktion von Risikokommunika-
tion erscheint uns im Rahmen eines kooperativen Diskurses gewährleistet. 
Wiewohl die Warnung vor übertriebenen Hoffnungen in Diskurse als 
Mittel der Umweltplanung und Konfliktlösung berechtigt ist57 , erscheint 
uns jedoch der Versuch, mit diskursiv strukturierten Verfahren der Bür-
gerbeteiligung zu arbeiten, nicht nur ein erforderlicher, sondern auch ein 
gangbarer Weg der Entscheidungsfindung zu sein, und zwar aus folgen-
den Gründen: 
• Das freie Spiel der politischen Krafte ist dann überfordert, wenn 
Evidenzen über Folgen umstritten, die moralische Beurteilung der 
Folgen unsicher und die Verteilungsmoglicbkeiten der Folgen auf 
unterschiedliche Bevölkerungsgruppen variabel sind58 • Da integra-
tive Mechanismen fehlen, kommt es entweder zur Paralysierung von 
Entscheidungssystemen, oder aber es kommt zu partiellen Interes-
57 siehe etwa Knoepfel 1994, S. 84 ff. 
58 von Schomberg 1992. 
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sendurchsetzungen: sei es durch die politische Machtelite oder 
durch die Gegeneliten, die ein höheres Mobilisierungspotential von 
politischer Unterstützung bereitstellen können. Beide Folgen sind in 
der Regel kostenintensiv und suboptimal in Bezug auf das ange-
strebte Zielsystem. 
• Moderne Gesellschaften sind immer weniger gewillt, Entscheidun-
gen nach dem "Trial and error"-Prinzip zu fällen59 . Sie erwarten 
von ihren politischen Reprasentanten eine Antizipation möglicher 
Folgewirkungen und fordern institutionalisierte Formen des Risiko-
Managements, um die antizipierten Folgen zu verhindern oder zu-
mindest zu lindern. Dies gilt auch fllr das Management von Konflik-
ten. Konflikte, die als nicht mehr lösbar erscheinen oder den Einsatz 
von Gewalt erfordern, werden als Versagen des institutionellen Ri-
siko-Managements bewertet und nicht als alternative Strategie, mit 
Konflikten umzugehen. Diskursive und antizipative Konfliktaustra-
gung wird also von den jeweiligen politischen Institutionen erwar-
tet, wobei Fairness gegenüber gesellschaftlichen Forderungen und 
Sachkompetenz eingefordert werden60 • 
• Strukturierte Formen diskursiver Entscheidungsfindung stehen nicht 
im Gegensatz zu pluralistischen Formen der Konfliktaustragung61 . 
Im Gegenteil, sie basieren auf dem Grundsatz, dass nur der Diskurs 
zwischen den pluralen Gruppierungen eine akzeptable und gleich-
zeitig rationale Lösung des Konfliktes hervorbringen kann. Aller-
dings ist es nicht ausreichend, alle Teilnehmer um einen Tisch zu 
versammeln, sondern es gilt, das jeweils relevante Wissen der Teil-
nehmer funktional in den Prozess der Entscheidungsfmdung zu in-
tegrieren. 
Der kooperative Diskurs, wie er hier charakterisiert ist, ist eine Vari-
ante von vielen in der Literatur vorgeschlagenen Konfliktaustragungsver-
fahren. Wie jedes Modell, ist auch der kooperative Diskurs nur ein theo-
retisches Gerüst, das immer wieder der Anpassung an die konkreten Be-
dingungen bedarf. Wir sind aber der Überzeugung, dass dieses Modell als 
59 Wlldavsky 1982. 
60 Fiorino 1989. 
61 Überhorst und de Man 1990. 
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Leitlinie für eine Vielzahl von Konflikten im Umweltbereich dienen kann. 
Eine faire und kompetente Konfliktbewältigung ist mehr denn je notwen-
dig, um das bestmögliche Sachwissen mit den legitimen Werten und In-
teressen der betroffenen Bevölkerungsgruppen in Einklang zu bringen. 
Die Forderung nach einem kooperativen Diskurs ist daher nicht nur ein 
Anliegen zur Verbesserung der politischen Kultur, sondern auch ein In-
strument zur Gestaltung einer lebensfähigen und lebenswerten Zukunft. 
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